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Gesetzentwurf 

der Fraktionen der SPD, FDP 


Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Reform des Strafrechts (5. StrRG) 

A. Problem 

Der Entwurf betrifft den Schwangerschaftsabbruch und die 
freiwillige Sterilisation. 

Es ist das Ziel, die Rate der kriminellen Aborte zu senken und 
auf die Dauer die Zahl der Aborte überhaupt einzudämmen so- 
wie den Schwangeren durch Teilrücknahme der Strafdrohung 
eine verantwortliche Eigenentscheidung zu ermöglichen. 

Bei der freiwilligen Sterilisation besteht gegenwärtig eine 
Rechtsunsicherheit, die die ärztliche Praxis behindert. 


B. Lösung 

Der Entwurf sieht für den Schwangerschaftsabbruch Straffreiheit 
vor, wenn dieser zwischen dem 14. Tag und dem Ende des 
dritten Monats nach der Empfängnis mit Einwilligung der 
Schwangeren nach ärztlicher Beratung von einem Arzt vor- 
genommen wird (sog. Fristenmodell). Nach diesem Zeitpunkt ist 
der Abbruch der Schwangerschaft nur straffrei, wenn die Vor- 
aussetzungen einer medizinischen oder kindlichen Indikation 
vorliegen. Die freiwillige Sterilisation läßt der Entwurf ohne 
Einschränkung zu, soweit die betroffene Person mindestens 
fünfundzwanzig Jahre alt ist. 


C. Alternativen 

Hinsichtlich der den Schwangerschaftsabbruch betreffenden Be- 
stimmungen wird ein sogenanntes Indikationenregelungsmodell 
erörtert, das gegenüber dem geltenden Recht einen erweiterten 
Kreis von Indikationen vorsieht, bei deren Vorliegen der wei- 
terhin grundsätzlich strafbare Schwangerschaftsabbruch straf- 
los bleibt. 
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D. Kosten 

Die im Entwurf bei der freiwilligen Sterilisation vorausgesetzt 
ten Beraterstellen können für die Haushalte der Länder und 
Gemeinden Kosten verursachen, deren Höhe nicht berechnet 
oder geschätzt werden kann. Die neben der Reform des § 218 
StGB geplanten außerstrafrechtlichen Reformvorhaben, die mit 
Kosten verbunden sind, werden Gegenstand besonderer Ent- 
würfe sein. 
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Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Reform des Strafrechts (5. StrRG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Strafgesetzbuches 

1. Der § 218 wird durch folgende Vorschriften er- 
setzt: 

.§ 218 

(1) Wer in der Zeit zwischen dem 14. Tag und 
dem Ende des dritten Monats nach der Empfäng- 
nis die Schwangerschaft abbricht, wird mit Frei- 
heitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft, es sei denn, daß der Sdiwangersdiafts- 
abbruch mit Einwilligung der Schwangeren nach 
ärztlicher Beratung von einem Arzt vorgenom- 
men wird. 

(2) Begeht die Schwangere die Tat, kann das 
Gericht von Strafe absehen, wenn sie in beson- 
derer Bedrängnis gehandelt hat. 

(3) Der Versuch ist strafbar. Die Schwangere 
wird nicht wegen Versuchs bestraft. 


§ 218 a 

(1) Wer später als drei Monate nach der Emp- 
fängnis die Schwangerschaft abbricht, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren bestraft, es sei 
denn, daß der Schwangerschaftsabbruch mit Ein- 
willigung der Schwangeren von einem Arzt vor- 
genommen wird und 

1. der Abbruch nach den Erkenntnissen und Er- 
fahrungen der medizinischen Wissenschaft 
angezeigt ist, um ernste Gefahr für Leben oder 
Gesundheit der Schwangeren abzuwehren, 
oder 

2. dringende Gründe für die Annahme sprechen, 
daß das Kind geistig oder körperlich schwer 
geschädigt sein würde und seit der Empfäng- 
nis nicht mehr als 22 Wochen verstrichen sind. 

Die Voraussetzungen zu Nummern 1 und 2 müs- 
sen durch eine ärztliche Gutachterstelle festge- 
stellt sein. 

(2) Begeht die Schwangere die Tat, kann das 
Gericht von Strafe absehen, wenn sie in besonde- 
rer Bedrängnis gehandelt hat. 

(3) Der Versuch ist strafbar. Die Schwangere 
wird nicht wegen Versuchs bestraft. 


§ 218 b 

(1) Wer an einer Schwangeren die Schwanger- 
schaft gegen deren Willen oder ohne Arzt zu sein 
abbricht, wird mit Freiheitsstrafe nicht unter 
einem Jahr bestraft, in minder schweren Fällen 
nicht unter sechs Monaten. 

(2) Der Versuch ist strafbar." 


2. Nach § 226 a werden folgende Vorschriften ein- 
gefügt: 

„§ 226 b 

Voraussetzungen der Sterilisation 

(1) Die von einem Arzt vorgenommene Steri- 
lisation ist nicht als Körperverletzung strafbar, 
wenn die Person, an der die Sterilisation vorge- 
nommen wird (Betroffene), in die Sterilisation 
einwilligt und mindestens fünfundzwanzig Jahre 
alt ist. 

(2) Ist der Betroffene noch nicht fünfundzwan- 
zig Jahre alt, so ist die von einem Arzt vorge- 
nommene Sterilisation nicht als Körperverletzung 
strafbar, wenn der Betroffene in die Sterilisation 
einwilligt und 

1 . die Sterilisation einer Frau nach den Erkennt- 
nissen der medizinischen Wissenschaft ange- 
zeigt ist, um von ihr eine Gefahr für das 
Leben oder den Gesundheitszustand abzuwen- 
den, 

2. die betroffene Frau mindestens vier Kinder 
geboren hat, 

3. nach den Erkenntnissen der medizinischen 
Wissenschaft Grund für die Annahme besteht, 
daß unter der Nachkommenschaft des Betrof- 
fenen infolge einer Erbanlage eine nicht be- 
hebbare schwere Schädigung des Gesundheits- 
zustandes auftreten würde, und der Betrof- 
fene mindestens achtzehn Jahre alt ist oder 

4. der Betroffene mit einer Frau verheiratet ist, 
bei der die Voraussetzungen der Nummern 1 
und 2 oder 3 vorliegen. 

(3) Die Einwilligung in die Sterilisation ist von 
dem Betroffenen selbst zu erteilen, soweit ln Ab- 
satz 4 nichts anderes bestimmt ist. 
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(4) Wird die Sterilisation nach Absatz 2 Nr. 1 
an einer Frau vorgenommen, so bedarf es ihrer 
eigenen Einwilligung nicht, wenn 

1. die Behandlung notwendig ist, um von der 
Frau eine anders nicht abwendbare Gefahr 
des Todes oder des völligen Verfalls ihrer Ge- 
sundheit abzuwenden, und 

2. die Frau infolge ihres Zustandes auf abseh- 
bare Zeit nicht wirksam einwilligen kann. 

Die Einwilligung ist von dem gesetzlichen Ver- 
treter der Frau oder von dem für diesen Auf- 
gabenbereich bestellten Pfleger zu erteilen. Steht 
dem gesetzlichen Vertreter einer Minderjährigen 
nicht gleichzeitig die Sorge für die Person zu oder 
ist neben ihm noch ein anderer zur Sorge für die 
Person berechtigt, so ist auch die Einwilligung 
des zur Sorge für die Person Berechtigten er- 
forderlich, 

(5) Ist der Betroffene minderjährig, so ist 
neben seiner eigenen Einwilligung stets auch die 
Einwilligung des gesetzlichen Vertreters erfor- 
derlich; Absatz 4 Satz 3 gilt entsprechend. Ver- 
weigert der gesetzliche Vertreter oder der Sorge- 
berechtigte die Einwilligung, so kann das Vor- 
mundschaftsgericht sie auf Antrag des Betroffe- 
nen ersetzen, wenn dies zu ihrem Wohl erforder- 
lich ist. 

(6) Die Einwilligung ist unwirksam, wenn die 
Personen, deren Einwilligung erforderlich ist, 
nicht vorher über die Bedeutung und die Nach- 
wirkungen der Sterilisation aufgeklärt worden 
sind. 

(7) Sterilisation im Sinne dieses Gesetzes ist 
eine Behandlung, die zu dem Zwecke vorgenom- 
men wird, die Fähigkeit zur Zeugung oder Emp- 
fängnis dauernd zu beseitigen. Die Kastration 
eines Mannes ist keine Sterilisation im Sinne die- 
ses Gesetzes. 

§ 226 c 

Beratung durch eine Beraterstelle; 
Genehmigung durch das Vormundschaftsgericht 

(1) Ist der Betroffene noch nicht fünfundzwan- 
zig Jahre alt, so darf die Sterilisation erst vorge- 
nommen werden, nachdem eine hierfür behörd- 
liche anerkannte Beraterstelle bestätigt hat, daß 

1. der Betroffene durch die Beraterstelle bera- 
ten worden ist und 

2. die Personen, deren Einwilligung notwendig 
ist, über Bedeutung und Nachwirkungen der 
Sterilisation aufgeklärt worden sind. 

(2) In den Fällen des § 226 b Abs. 4 bedarf die 
Einwilligung des gesetzlichen Vertreters oder 
Pflegers der Genehmigung durch das Vormund- 


schaftsgericht. Das Vormundschaftsgericht hat den 
Betroffenen persönlich zu hören. Die Verfügung 
durch die es die Genehmigung erteilt, wird erst 
mit der Rechtskraft wirksam. 


§ 226d 

Sterilisation ohne Beteiligung 
einer Beraterstelle 
oder des Vormundschaftsgerichts 

Wer als Arzt bei einem anderen eine Sterilisa- 
tion vornimmt, ohne daß die Beraterstelle die 
nach § 226 c Abs. 1 notwendige Bestätigung oder 
das Vormundschaftsgericht die nach § 226 c Abs. 2 
notwendige Genehmigung erteilt hat, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit 
Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nicht in anderen 
Vorschriften mit schwererer Strafe bedroht ist.“ 


Artikel 2 

Änderung des Rechtspflegergesetzes 

§ 14 des Rechtspflegergesetzes vom 5. November 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 2065), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung des Deutschen 
Richtergesetzes vom 10. September 1971 {Bundesge- 
setzbl. I S. 1557), wird wie folgt geändert: 

Nach Nummer 20 werden folgende Nummern 20 a 
und 20 b eingefügt; 

„20 a) die Ersetzung der Einwilligung des gesetz- 
lichen Vertreters oder Sorgeberechtigten zur 
Sterilisation (§ 226 b Abs. 5 Satz 3 des Straf- 
gesetzbuches) ; 

20 b) die Genehmigung der Einwilligung des ge- 
setzlichen Vertreters oder Pflegers zur Steri- 
lisation (§ 226 c Abs. 2 des Strafgesetz- 
buches);". 


Artikel 3 

Aufhebung von Vorschriften 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten außer 

Kraft 

1. das Gesetz zur Verhütung erbkranken Nach- 
wuchses vom 14. Juli 1933 (Reichsgesetzbl. I 
S. 529), soweit es als Bundesrecht fortgilt, 

2. Artikel 2 bis 5 und 14 Abs. 1 der Vierten Ver- 
ordnung zur Ausführung des Gesetzes zur Ver- 
hütung erbkranken Nachwuchses vom 18. Juli 
1935 (Reichsgesetzbl. I S. 1035) und 

3. § 1 Abs. 2 des Gesetzes Nr. 34 des ehemaligen 
Landes Württemberg-Baden über die Nichtan- 
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Wendung des Gesetzes zur Verhütung erbkran- 
ken Nachwuchses vom 29, Juli 1946 (Regie- 
rungsblatt S. 207), soweit durch diese Vorschrift 
Bestimmungen für anwendbar erklärt werden, 
die Bundesrecht geworden sind. 

Artikel 4 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 21. März 1973 


Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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Begründung 


A. Zum Schwangerschaftsabbnich 

Jeder Abbruch der Schwangerschaft wirft ernste 
Probleme auf: Er beendet werdendes menschliches 
Leben. Er ist ein Eingriff in die körperliche und see- 
lische Integrität der Frau, Er stellt den Arzt vor 
eine schwerwiegende Entscheidung. 

Staat und Gesellschaft haben daher darauf hinzu- 
wirken, daß Schwangerschaftsabbrüche möglichst 
unterbleiben. Der Entwurf geht davon aus, daß die- 
ses Ziel mit den Mitteln des Strafrechts am ehesten 
mit den oben aufgeführten Bestimmungen nach 
dem Modell einer sogenannten Fristenregelung er- 
reicht werden kann. 

I. Allgemeines 

Die Reform des § 218 des derzeitigen Strafgesetz- 
buches kann für den angestrebten Zweck nicht das 
entscheidende oder wirksamste Mittel sein. Ein- 
facher, wirksamer und humaner als das Strafrecht 
sind andere Maßnahmen. Wichtiger ist, dafür Sorge 
zu tragen, daß jedermann die Möglichkeit erhält, 
den Eintritt der Schwangerschaft in freier Selbst- 
bestimmung verhindern zu können. Das heißt, eine 
rechtzeitige und umfassende Sexualaufklärung, der 
jedem mögliche Zugang zu Verhütungsmitteln, ins- 
besondere zu dem heute wirksamsten Verhütungs- 
mittel — den Ovulationshemmern — , müssen ge- 
währleistet werden. 

Es sind ferner alle Anstrengungen zu unternehmen, 
die geeignet sind, die Furcht vor der Schwanger- 
schaft zu verringern: Bessere Betreuung während 
der Schwangerschaft, zureichende wirtschaftliche 
Absicherung im Falle der Geburt, Chancengleich- 
heit für das Aufwachsen eines jeden und der Ab- 
bau gesellschaftlicher Vorurteile gegenüber nicht- 
ehelichen, außerehelichen und adoptierten Kindern. 

Gleichwohl bedürfen die bisherigen Strafbestim- 
mungen beschleunigt der Reform: Einmal werden 
wirklich ausreichende Auswirkungen der erwähn- 
ten anderen Maßnahmen bei aller Anstrengung 
noch geraume Zeit auf sich warten lassen. Die Ab- 
treibungsbestimmungen — insbesondere nach der 
ausführlichen Diskussion in der Öffentlichkeit — 
können dagegen verhältnismäßig rasch geändert 
werden. Zum anderen vermag allein eine Reform 
der Abtreibungsstrafbestimmungen vielen Frauen 
und Ärzten in ihrer Not zu helfen und viele vor der 
Illegalität zu bewahren. Letztlich wird darüber hin- 
aus erwartet, daß diese Reform verstärkt Anstöße 
zur Verwirklichung der aufgeführten gesellschafts- 
politischen Maßnahmen gibt. 

II. Ziele und Absichten 

Die vorgeschlagenen Bestimmungen gehen von fol- 
genden Voraussetzungen aus: 


1. Werdendes Leben ist grundsätzlich geborenem 
gleich zu achten. 

2. Wegen des untrennbaren Zusammenhangs des 
werdenden Lebens mit dem der Mutter ist es 
gerechtfertigt und notwendig, die Verantwortung 
der Mutter mehr als bisher einzubeziehen und 
deshalb den strafrechtlichen Schutz für das wer- 
dende Leben anders zu gestalten als für das ge- 
borene. 

3. Strafrechtliche Maßnahmen sollen erst von einem 
Zeitpunkt an beginnen, zu dem die vollendete 
Einnistung des befruchteten Eies in die Gebär- 
mutterschleimhaut unterstellt werden kann. Da- 
durch wäre die Anwendung von Nidationshem- 
mern, z. B. der „Pille danach" und der „Spirale", 
keine strafbare Handlung, 

4. Es sollte die Möglichkeit einer ärztlichen Bera- 
tung geschaffen werden, die die Schwangere 
auch anzunehmen bereit ist. 

5. In der Bundesrepublik werden nach seriösen 
Schätzungen jährlich mindestens 80 000 Abtrei- 
bungen vorgenommen. Es kommt aber nur zu 
etwa 300 Verurteilungen pro Jahr. Die Richter 
berücksichtigen dieses grobe Mißverhältnis be- 
reits, indem sie meist nur Geldstrafen oder Frei- 
heitsstrafen mit Bewährung verhängen. Es sollte 
deshalb die Möglichkeit geschaffen werden, die 
Rate der kriminellen Aborte entscheidend zu 
senken und auf die Dauer — im Zusammenwir- 
ken mit anderen Maßnahmen — • die Zahl der 
Aborte überhaupt einzudämmen. 

6. Es sollte die Möglichkeit geschaffen werden, 
allen Frauen den gleichen Zugang zur Vornahme 
eines legalen und damit vom fachlich vorgebil- 
deten Arzt vorgenommenen Schwangerschafts- 
abbruchs zu eröffnen. 

7. Kein Arzt sollte zu einem Schwangerschaftsab- 
bruch gezwungen werden können. 

Danach wendet sich die vorgeschlagene Fristen- 
regelung sowohl gegen die Beibehaltung der der- 
zeitigen Rechts Wirklichkeit — • totales Verbot des 
Schwangerschaftsabbruchs, es sei denn der Fall der 
klassischen medizinischen Indikation läge vor — als 
auch gegen die Freigabe der Strafbarkeit des Ab- 
bruchs der Schwangerschaft. Als Weg zur Verwirk- 
lichung der genannten Grundsätze erscheinen viel- 
mehr auf den ersten Blick zwei Möglichkeiten, das 
Indikationenmodell und das Fristenmodell, allein ge- 
eignet. Dabei ist die Eignung nicht daran zu messen, 
mit welcher Lückenlosigkeit der strafrechtliche 
Schutz verbal formuliert ist, sondern daran, was 
die Bestimmungen in der Wirklichkeit des täglichen 
Lebens auszurichten in der Lage sind. Verfassungs- 
rechtlich gangbar sind beide Wege. Auch der des 
vorgeschlagenen Fristenmodells. Denn weder die 
Verfassung noch eine andere Rechtsbestimmung 
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verlangen, daß die angestrebten Ziele notwendig mit 
durchgängigen Strafvorschriften erzwungen werden 
müßten. Das Grundgesetz verlangt nur in einem Fall 
(im Fall des Artikels 26) die Schaffung einer Straf- 
vorschrift zu dem angestrebten Zweck. Diese Be- 
stimmung aber betrifft einen anderen Gegenstand. 

IIL Vorteile des Fristenmodells 

Das vorgeschlagene Fristenmodell bietet gegenüber 
jedem Indikationenmodell folgende Vorteile: 

1. Die Entscheidung über Fortsetzung oder Ab- 
bruch der Schwangerschaft kann der Frau in 
keinem Fall genommen werden. Die Gewährlei- 
stung des Schutzes werdenden Lebens ist vor- 
nehmlich gebunden an die inneren und äußeren 
Möglichkeiten der schwangeren Frau, die am 
ehesten sie selbst beurteilen kann. Diese Erkennt- 
nis wird durch die Erfahrung mit dem geltenden 
Recht gestützt: Die hohe Zahl der Abtreibungen 
zeigt, daß es nicht möglich ist, die schwangere 
Frau in ausreichendem Maß durch bloße Straf- 
androhung zu bewegen, die Schwangerschaft 
fortzusetzen und die Verantwortung für das zu 
erwartende Kind zu übernehmen, wenn sie es 
nicht will. Darum ist die Einbeziehung der ver- 
antwortlichen Entscheidung der Frau durch eine 
diese Verantwortung stärkende Zurücknahme 
der strafrechtlichen Bestimmungen im Interesse 
des Schutzes von werdendem Leben geboten. 
Allein die Fristenregelung wird diesen Ansprü- 
chen gerecht. 

2. Nur durch eine sachgemäße Beratung, die bis- 
her am meisten gefehlt hat, kann die Möglich- 
keit vergrößert werden, daß die Schwangere 
mehr als bisher eine positive Entscheidung für 
das werdende Leben in ihr fällt. Bei jedem Indi- 
kationenmodell ist die Frau vor dem Eingriff in 
hohem Maße von der Entscheidung anderer ab- 
hängig, sei es von einer aus mehreren Personen 
zusammengesetzten Beraterstelle, einem offi- 
ziell bestallten Arzt oder — im günstigsten 
Fall — dem Arzt ihres Vertrauens. Sie muß stets 
fürchten, daß sie eine Ablehnung erfährt und da- 
mit ihr Begehren als illegal bezeichnet wird. Der 
Schritt zur Beratung wird deshalb in sehr vielen 
Fällen nicht frei von der Furcht sein, eine De- 
mütigung erfahren zu müssen. Muß sie eine Be- 
raterstelle aufsuchen, wird für viele von ihnen 
der Schritt dorthin schon als „verräterisch“ an- 
gesehen werden, weil sie sich als abgestempelt 
fühlen könnten. Damit besteht die Gefahr, daß in 
vielen Fällen die Schwangeren gar nicht erst 
zur ärztlichen Beratung gehen. Nach den vor- 
geschlagenen Bestimmungen aber kann die 
Schwangere ohne Scheu zum Arzt gehen. Auf 
dessen Ja oder Nein kommt es für die recht- 
liche Beurteilung nicht an. Sein Nein kann nicht 
mit dem Makel belastet sein, daß die Schwangere 
ein illegales Ansinnen gestellt habe. Der Schritt 
zum Arzt ihrer Wahl muß außerdem unverdäch- 
tig erscheinen, weshalb die Vermutung begrün- 
det ist, daß die Schwangere diese Beratung eher 
annimmt als irgendeine andere durch eine Straf- 
sanktion erzwungene. 


3. Wenn die Schwangere bis zum Ende des dritten 
Monats Zeit zur Überlegung hat, ist die Gefahr 
einer unbedachten oder gar panischen Handlung 
entscheidend verringert. Sie kann sich in aller 
Regel in Ruhe mit dem Arzt ihres Vertrauens 
beraten; beiden bleibt Zeit genug, das Für und 
Wider abzuwägen. 

4. Entscheidet sich die Schwangere für den Ab- 
bruch, kann und soll er nach dem Fristenmodell 
innerhalb der ersten drei Monate vorgenom- 
men werden. In den ersten drei Monaten darf 
eine relativ geringere Gefährlichkeit unterstellt 
werden. Im übrigen nimmt nach den Erkennt- 
nissen der medizinischen Wissenschaft die Ge- 
fährlichkeit beim Abbruch mit der Dauer der 
Schwangerschaft zu. 

Etwa vom vierten Monat an wächst im allgemei- 
nen bei der Schwangerschaft das Gefühl für das 
Kind, so daß — falls die kritische Phase der ersten 
drei Monate mit Hilfe des Arztes überwunden 
ist — die psychische Disposition zum Schwanger- 
schaftsabbruch wesentlich geringer wird. Da die- 
sem Umschlag auch eine allgemeine Rechtsüber- 
zeugung entspricht, die die Spätabtreibung ver- 
urteilt, auch wenn die Frühabtreibung weitge- 
hend als nicht kriminell angesehen wird, bietet 
die Fristenregelung nicht nur die Chance, den 
Eingriff in aller Regel in einem relativ ungefähr- 
lichen Zeitraum vornehmen zu lassen. Die Fri- 
stenregelung bietet auch die Chance, gesetztes 
Recht, Rechtsbewußtsein und Rechtswirklichkeit 
in größere Übereinstimmung zu bringen. 

5. Beim Indikationenmodell wird die Beschreibung 
und Abgrenzung der einzelnen Indikationen not- 
wendigerweise immer nur generell sein können. 
Dadurch bieten sie Raum und Anlaß für unter- 
schiedliche Auslegungen. Für alle Beteiligten 
entsteht damit die Gefahr der Rechtsunsicher- 
heit. Darüber hinaus muß damit gerechnet wer- 
den, daß auf Grund solcher Unsicherheit die 
Strafdrohung im besonderen Maße Frauen aus 
sozial schwächeren Schichten trifft, während 
gleichzeitig wohlhabenderen und sich gut aus- 

, kennenden Frauen Gelegenheit zur Umgehung 
oder mißbräuchlichen Ausnutzung gegeben wird. 

Die Fristenregelung dagegen, mit ihren klar und 
einfach ausgestalteten Bestimmungen, wirkt so- 
wohl der Rechtsunsicherheit als auch einer so- 
zial bedingten Rechtsungleichheit entgegen. 

6. Keine Frau muß mehr — durch Strafbestim- 
mungen veranlaßt — den Weg der Illegalität ge- 
hen. Die Zahl der illegalen Aborte mit all den 
schädlichen Nebenwirkungen für die Frau wird 
deswegen abnehmen. 

Das Fristenmodell gewährleistet wie kein an- 
deres die Möglichkeit der ärztlichen Beratung 
und hilft der Frau mehr als das Indikationen- 
modell aus Bedrängnis und Isolation — sie kann 
ja selbst entscheiden und hat auch Zeit hierfür. 
Insgesamt erscheint damit die Gewähr gege- 
ben, daß die Zahl der Aborte überhaupt auf die 
lange Dauer gesehen jedenfalls nicht größer 
sein wird als bei einem Indikationenmodell. 
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7. Letztlich geht dieser Entwurf davon aus, daß in 
unserer Zeit ein Gesetz eher die Chance hat, 
akzeptiert zu werden, das — wenn auch in be- 
grenztem Rahmen — die Möglichkeit der freien 
Entscheidung für Frau und Arzt bietet, als ein 
Gesetz, das die Schwangere zum Objekt einer 
fremden Entscheidung macht. 


B. Zur freiwilligen Sterilisation 

Die §§ 226 b bis 226 d betreffen die freiwillige Ste- 
rilisation. Eine behördldch oder gerichtlich angeord- 
nete Sterilisation steht in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht zur Diskussion. Der Entwurf be- 
seitigt die Rechtsunsicherheit, die im Hinblick auf 
die freiwillige Sterilisation besteht und die ärztliche 
Tätigkeit behindert, und schafft als sichere Methode 
der Familienplanung, neben den antikonzeptionellen 
Praktiken auf (bio-) chemischer und mechanischer 
Grundlage, eine weitere Voraussetzung dafür, daß 
die Zahl von Schwangerschaftsabbrüchen abnehmen 
können wird. 

Hinsichtlich der Zahl der in der Bundesrepubldk vor- 
genommenen Sterilisationen gibt es keine umfas- 
sende Übersicht. Aus einzelnen Beobachtungen ist 
zu entnehmen, daß das Urteil des Bundesgerichts- 
hofs vom 27. Oktober 1964 (BGHSt 20, 81), in dem 
— gegen den einhelligen Widerspruch der Straf- 
rechtswissenschaft — die Ansicht vertreten wird, es 
gebe keine Strafvorschrift mehr, welche die frei- 
willige Sterilisation mit Strafe bedroht, offenbar zu 
keinem starken Anstieg der Sterilisationen geführt 
hat. Größer scheint die Zahl der freiwilligen Sterili- 
sationen in Großbritannien und in der Schweiz zu 
sein; in den USA ist sie nach neueren Berichten sehr 
hoch. In den angelsächsischen Ländern steht, anders 
als in der Bundesrepublik, die freiwillige Sterili- 
sation des Mannes im Vordergrund. 

Bevölkerungspolitische und sexualpädagogische Ge- 
sichtspunkte können ein strafrechtliches Verbot der 
Sterilisation nicht rechtfertigen. In der ärztlichen 
Praxis wird die freiwillige Sterilisation unter be- 
stimmten Voraussetzungen (Lebensalter, Kinderzahl) 
als Mittel der Familienplanung eingesetzt. Ange- 
sichts der Verhältnisse im Ausland ist damit zu rech- 
nen, daß die Sterilisation auch in der Bundesrepu- 
blik als Mittel der Familienplanung zunehmende 
Verbreitung finden wird. Von den Fällen der Ste- 
rilisation junger Menschen unter fünfundzwanzig 
Jahren abgesehen, sollte deshalb die strafrechtliche 
Zulässigkeit der freiwilligen Sterilisation nicht an 
bestimmte Indikationen geknüpft werden. Denn es 
ist weder angebracht noch möglich, im Gesetz zwi- 
schen Fällen berechtigter Familienplanung und sol- 
chen Fällen zu differenzieren, in denen der Betrof- 
fene auf andere Methoden der Familienplanung ver- 
wiesen werden muß. Er muß die speziellen Vorteile 
dieser Maßnahme (Sicherheit der Empfängsnisver- 
hütung, keine Auswirkungen auf den Hormonhaus- 
halt, keine Behinderung beim Geschlechtsverkehr) 
mit ihren spezifischen Nachteilen ab wägen. Die Alters- 
grenze von fünfundzwanzig Jahren sieht der Entwurf 
in Übereinstimmung mit dem Alternativ-Entwurf 


eines Strafgesetzbuches vor. Wer fünfundzwanzig 
Jahre alt ist, kann die Tragweite seiner Entscheidung 
in der Regel einsehen. Freilich vermögen junge Men- 
schen im Alter von wenig mehr als fünfundzwanzig 
Jahren in der Mehrzahl der Fälle noch nicht zu er- 
messen, welche Erlebnisgehalte die Elternschaft zu 
vermitteln mag; die Bedeutung von Kindern für die 
Ehe wird ihnen vielfach noch nicht voll bewußt sein. 
Der Gesetzgeber würde aber den Freiheitsspielraum 
des Erwachsenen zu weit einschränken, wenn er ihm 
die freie Entscheidung über sein Lebensschicksal nur 
in dem Maße gestatten würde, in dem er über einen 
eigenen Erfahrungs- und Erlebnis schätz verfügt. 

Nach überwiegender ärztlicher Auffassung in der 
Bundesrepublik kommt die Sterilisation nur sub- 
sidiär in Betracht, wenn andere Verhütungsmittel 
kontraindiziert sind. Auch dieser Gesichtspunkt kann 
als Richtlinie ärztlichen Handelns zur Geltung kom- 
men; zum Gegenstand strafrechtlicher Vorschriften 
sollte er nicht gemacht werden. Die Motive zur frei- 
willigen Sterilisation sind auch zu vielschichtig, als 
daß es möglich wäre, bestimmte Fälle (sogenannte 
Gefälligkeitssterilisationen) im Gesetz präzise zu 
umreißen und weiterhin mit Strafe zu bedrohen. 
Ärztliche Grundsätze, nach denen die freiwillige 
Sterilisation auch bei Personen über fünfundzwanzig 
Jahre nur aus genetischen, medizinischen und ern- 
sten sozialen Gründen vorgenommen werden soll, 
werden von der strafrechtlichen Beurteilung nicht 
unmittelbar berührt. Allerdings wird nach einer 
Änderung des Strafrechts mit der Möglichkeit zu 
rechnen sein, daß sich diese Grundsätze in Richtung 
auf die vom Strafrecht bezeichneten Grenzen weiter- 
entwickeln. 


C. Zu den einzelnen Vorschriften 

Artikel 1 

Zu § 218 

Durch die Formulierung „zwischen dem 14. Tag und 
dem Ende des dritten Monats" wird gewährleistet, 
daß die Verwendung von Nidationshemmern, wie 
z. B. der „Pille danach" und der „Spirale", keine 
strafbare Handlung ist. 

Zur Begründung für die Dreimonatsgrenze wird auf 
die Ausführungen zu oben III 1 . ff. verwiesen. 

Zwar wirft die Dreimonatsgrenze wegen häufig ge- 
gebener Datenunsicherheit gewisse Probleme auf. 
Die Feststellung wird nicht immer auf den Tag genau 
möglich sein. Eine restriktive Handhabung der Vor- 
schrift durch den Arzt wird jedoch alle Beteiligten 
veranlassen, im Rahmen des Rechts zu handeln. Im 
Hinblick auf die sonstigen Vorteile des Fristen- 
modells erscheint diese Schwierigkeit — auch die 
meisten Indikationsmodelle arbeiten mit Fristen — 
hinnehmbar. 

Für die Ausnahme vom gesetzlichen Tatbestand sind 
drei Bedingungen vorgeschrieben: Einwilligung, Be- 
ratung und Vornahme des Eingriffs lege artis. Letz- 
tere Bedingung ist durch die Anwendung des Be- 
griffs Arzt sichergestellt. 
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Die Bedingung, daß ein Abbrudi nur mit ausdrück- 
licher Einwilligung der Frau vorgenommen werden 
darf, gewährleistet ihren Schutz gegenüber mög- 
lichen Nötigungen. 

An sich kann davon ausgegangen werden, daß bei 
Vornahme des Eingriffes durch einen fachlich vorge- 
bildeten Arzt stets eine Untersuchung der Schwan- 
geren und eine Beratung vorangehen. Um jedoch 
sicher zu gewährleisten, daß eine Beratung voran- 
geht — auch um die Bedeutung dieses Vorganges zu 
unterstreichen — , wurde der Passus „nach ärztlicher 
Beratung" ausdrücklich erwähnt. Die Vorschrift läßt 
es dahingestellt, ob die Beratung und der Eingriff 
von ein und demselben Arzt oder von mehreren 
Ärzten vorgenommen wird. D. h. der Arzt der freien 
Wahl als Arzt des Vertrauens der Schwangeren kann 
— falls er fachlich vorgebildet ist — den Eingriff 
selbst vornehmen, er kann auch überweisen. Nach 
dem gewählten Text ist eine Beraterstelle, der ein 
Arzt angehört, nicht ausgeschlossen. 

Es sind Fälle denkbar, die die Schuld der Schwange- 
ren gering erscheinen lassen, gleichwohl aber Be- 
freiung von der Strafe wegen Fehlens eines Recht- 
fertigungs- oder Schuldausschließungsgrundes nicht 
gewähren. Deshalb erscheint es gerechtfertigt, mit 
Absatz 2 eine Vorschrift einzufügen, die in Fällen 
„besonderer Bedrängnis" das Absehen von Strafe er- 
laubt. 


Zu § 218 a 

Diese Vorschrift betont, daß der Eingriff nach drei 
Monaten als schwerwiegender anzusehen ist als vor- 
her. Das drückt sich in drei zu § 218 unterschiedlichen 
Regelungen aus: 

a) Nur in zwei Fällen ist der Eingriff straflos: der 
medizinischen und der kindlichen Indikation. 

b) § 218 a setzt zwar wie § 218 vor den Eingriff drei 
Bedingungen — Einwilligung, Beratung und Ein- 
griff lege artis — . Die Beratung erfolgt hier ent- 
sprechend der nunmehr veränderten Situation 
durch das Votum von Gutachtern, an das die 
Schwangere gebunden ist. 

c) Die Strafandrohung ist höher. 

Die Straffreiheit im Falle der medizinischen Indika- 
tion ist durch die Rechtsprechung bereits praktizier- 
tes Recht. 

Der Aufnahme der kindlichen Indikation in den Ent- 
wurf liegen folgende Erwägungen zugrunde: 

In vielen Fällen wird die Schwangere erst nach dem 
Ablauf von drei Monaten erfahren, daß ihr Kind gei- 
stig oder körperlich schwer geschädigt sein wird. Der 
hierdurch möglicherweise ausgelöste psychische 
Schock wird nur selten die Annahme der medizini- 
schen Indikation rechtfertigen. Es gilt also, die Frage 
zu klären, ob es rechtens sein kann, eine Schwan- 
gere durch Strafdrohung in diesen Fällen zum Aus- 
tragen zu zwingen. 

Die Kenntnis einer Schwangeren, daß infolge eines 
schweren geistigen oder körperlichen Schadens des 
werdenden Lebens zu erwarten ist, daß ihr Kind von 
ihr oder der Umwelt nicht akzeptiert wird, kann 


eine derart schwere Konfliktslage für die Schwan- 
gere erzeugen, daß sie sich bis zur Geburt an der 
Grenze des Erträglichen befindet. Ein Zwang zum 
Austragen gegen ihren Willen kann deshalb un- 
menschlich erscheinen. Unter diesen Umständen ist 
es vertretbar, daß der Frau, falls die Gutachter das 
Vorliegen der kindlichen Indikation festgestellt 
haben, wie in den ersten drei Monaten so auch hier 
die Entscheidung über das Austragen überlassen 
wird. 

Die Begrenzung auf die 22-Wochenfrist reicht einmal 
aus, um dem Arzt die Feststellung der Indikation 
sicher zu ermöglichen. Zum anderen vermeidet sie, 
daß der Schwangerschaftsabbruch in diesem Falle in 
die Nähe der Tötung eines geborenen Kindes gerät. 

Zu § 218 b 

§ 218 b wertet schwere Fälle des strafbaren Abbru- 
ches der Schwangerschaft zu Verbrechen auf. 

Der Eingriff gegen den Willen der Frau verletzt in 
weit höherem Maße deren Integrität als ein Eingriff 
mit bloßer fehlender Zustimmung. Das rechtfertigt 
die Einordnung eines solchen Handelns als Verbre- 
chen. 

Die Aufnahme dessen, der abbricht, ohne Arzt zu 
sein, will die Kurpfuscher treffen. 

Zu § 226 b 

Der Entwurf schlägt vor, die freiwillige Sterilisation 
von Personen, die das fünfundzwanzigste Lebensjahr 
vollendet haben, strafrechtlich freizugeben (§ 226 b 
Abs. 1). Indikationen werden nur für die freiwillige 
Sterilisation jüngerer Menschen vorgesehen (§ 226 b 
Abs. 2). Kernstück der neuen Regelung ist Absatz 1 
des neuen § 226 b. Danach ist die mit wirksamer Ein- 
willigung des Betroffenen vorgenommene Sterilisa- 
tion nicht, strafbar, wenn die zu sterilisierende Per- 
son — gleichviel ob Mann oder Frau — mindestens 
fünfundzwanzig Jahre alt ist. 

Absatz 2 gilt nur für die Sterilisation von Personen 
unter fünfundzwanzig Jahren. Da eine gewisse Reife 
und Lebenserfahrung notwendig ist, um die Trag- 
weite des praktisch unwiderruflichen Verzichts auf 
die Fortpflanzungsfähigkeit richtig einzuschätzen, 
sieht der Entwurf für die freiwillige Sterilisation 
junger Menschen im Alter von weniger als fünfund- 
zwanzig Jahren materiell-rechtliche Einschränkungen 
vor. Die in Absatz 2 Nr. 1 bis 4 bezeichneten Indika- 
tionen sind alternativ gemeint. Die medizinische In- 
dikation nach Nummer 1 stellt darauf ab, ob die 
Sterilisation nach den Erkenntnissen der medizini- 
schen Wissenschaft zur Abwendung einer Lebens- 
oder Gesundheitsgefahr angezeigt ist. Die Vorschrift 
der Nummer 1 ist auch dann anwendbar, wenn ein 
Gesundheitsschaden nur für den Fall der künftigen 
Schwangerschaft zu erwarten ist, die Frau sich also 
zur Zeit des Eingriffes in ihrer Gesundheit nicht be- 
einträchtigt fühlt. Ausnahmsweise kann es auch bei 
Personen unter fünfundzwanzig Jahren Situationen 
geben, in denen es die Ehepartner aus persönlichen 
Gründen vorziehen, eine Gesundheitsgefahr (auch 
leichterer Art) mit den Mitteln der Sterilisation und 
nicht mit den an sich zur Verfügung stehenden Mit- 
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teln der temporären Empfängnisverhütung abzuwen- 
den. Die Indikation nach Nummer 2 beruht auf fol- 
gender Erwägung: Wer schon vier Kinder geboren 
hat, verfügt regelmäßig im Hinblick auf die Frage 
der Sterilisation über jene Reife und Erfahrung, die 
das Gesetz sonst erst beim Alter von fünfundzwanzig 
Jahren voraussetzt. Die Entscheidung über die Steri- 
lisation kann ihm deshalb ohne Einschränkung an- 
vertraut werden. 

Die genetische Indikation nach Nummer 3 entspricht 
einem praktischen Bedürfnis: Wer z. B. mit zwanzig 
Jahren die Ehe schließt und eine dominante Erb- 
anlage nicht auf seine Abkömmlinge übertragen 
möchte, soll nicht durch das Strafrecht daran gehin- 
dert werden, sich alsbald sterilisieren zu lassen. 
Allerdings sieht der Entwurf insoweit ein Mindest- 
alter von achtzehn Jahren vor. Vorher kann regel- 
mäßig nicht die erforderliche Reife vorausgesetzt 
werden. Die Sterilisation aus genetischer Indikation 
ist auch dann zulässig, wenn nicht bei den Kindern 
des Betroffenen, wohl aber bei deren Abkömmlingen 
Gesundheitsschäden zu erwarten sind. Selbstver- 
ständlich ist die Regelung der Nummer 3 nicht dazu 
bestimmt, das genetische Potential der Bevölkerung 
insgesamt zu verbessern; die Vorschrift des § 226 b 
dient nur der Hilfe für den einzelnen und seine Fa- 
milie. 

Während Nummer 3 die Sterilisation von Männern 
und Frauen unter fünfundzwanzig Jahren betrifft, 
regelt Nummer 4 die sogenannte vikariierende Ste- 
rilisation von Männern unter fünfundzwanzig Jah- 
ren, Hier liegt der unmittelbare Anlaß für die Ste- 
rilisation nicht in der Person dessen, der sich sterili- 
sieren lassen will, sondern in der Person seiner 
Ehefrau. Da die Sterilisation des Mannes mit einer 
wesentlich geringeren Komplikationsgefahr verbun- 
den ist als diejenige der Frau, nehmen Ehemänner 
in zunehmendem Maße ihrer Frau die. Last des 
Eingriffs ab. Die meisten vikariierenden Sterilisa- 
tionen werden Ehemänner im Alter von mehr als 
fünfundzwanzig Jahren betreffen; insoweit besteht 
nach Absatz 1 ohnehin kein Hindernis für die Vor- 
nahme des Eingriffs. Unter Umständen kann sich 
aber auch bei jüngeren Männern das Bedürfnis nach 
einer vikariierenden Sterilisation ergeben. 

Im Interesse der Gesundheit des Betroffenen wird 
in den Absätzen 1 und 2 vorgesehen, daß die frei- 
willige Sterilisation nur dann nicht als Körperver- 
letzung strafbar ist, wenn sie von einem Arzt vor- 
genommen wird. Anderenfalls ist die Tat grundsätz- 
lich als schwere Körperverletzung (§§ 225, 228 
StGB) strafbar. Wer mit Einwilligung des Betrof- 
fenen — gleichviel ob als Arzt oder als Nichtarzt — 
eine Sterilisation vornimmt, ohne daß der Betrof- 
fene fünfundzwanzig Jahre alt ist oder die Voraus- 
setzungen des Absatzes 2 vorliegen, macht sich 
gleichfalls nach den §§ 225, 228 StGB strafbar. 
Dasselbe gilt für denjenigen, der eine Sterilisation 
ohne wirksame Einwilligung des Betroffenen vor- 
nimmt. Soweit nach dem vorstehend Gesagten eine 
Strafbarkeit wegen Körperverletzung auch in Fällen 
freiwilliger Sterilisation eintreten soll, ist die vom 
Bundesgerichtshof (BGHSt. 20, 81) vertretene Auf- 


fassung, die §§ 223 ff. StGB seien aus Gründen der 
Gesetzgebungsgeschichte auf freiwillige Sterilisation 
nicht anzuwenden, bei der Auslegung des neuen 
Rechts nicht zu berücksichtigen. Indem der Entwurf 
nur die in § 226 b Abs. 1, 2 bezeichneten Fälle von 
der Strafbarkeit wegen Körperverletzung ausnimmt, 
zeigt er auf, daß im übrigen die §§ 223 ff. StGB an- 
wendbar sein sollen. 

Die Beschränkungen, denen die Sterilisation nach 
§ 226 b unterliegt, dienen dem Schutz des Betrof- 
fenen. Nach den allgemeinen Regeln über die not- 
wendige Teilnahme macht sich daher derjenige, an 
dem die Sterilisation vorgenommen wird, niemals 
wegen Teilnahme an Taten nach den §§ 226 b oder 
226 d Absatz 6 strafbar. 

Die freiwillige Sterilisation ist grundsätzlich nur 
erlaubt, wenn der Betroffene wirksam in den Ein- 
griff eingewilligt hat (Absatz 3). 

Absatz 4 bezeichnet die Voraussetzungen, unter 
denen ausnahmsweise Einwilligungsunfähige steri- 
lisiert werden dürfen. 

Vom Schwangerschaftsabbruch unterscheidet sich die 
Sterilisation vor allem dadurch, daß sie in vielen 
Fällen nicht Ultima ratio ist, sondern durch andere 
Maßnahmen reversibler Art ersetzt werden kann. 
Deswegen gestattet der Entwurf die Sterilisation 
Einwilligungsunfähiger nur unter sehr engen Vor- 
aussetzungen. Der Entwurf untersagt die Sterilisa- 
tion Einwilligungsunfähiger in allen Fällen, in denen 
die Gesundheitsgefahr nicht die Voraussetzungen 
des § 226 b Abs. 4 Nr. 1 erfüllt. Der Entwurf ist damit 
restriktiver als Artikel 3 Satz 2 der insoweit als 
Bundesrecht betrachteten 4. Ausführungsverordnung 
zum Erbgesundheitsgesetz vom 18. Juli 1935 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1035; Bundesgesetzbl. III 453 — 6 — 1). 
Im Entwurf wird das Prinzip der wirksamen eigenen 
Einwilligung strenger durchgeführt, weil jede Nähe 
zur Zwangssterilisation vermieden werden soll. 

Absatz 5 setzt in allen Fällen, in denen ein Minder- 
jähriger sterilisiert werden soll, die Einwilligung des 
gesetzlichen Vertreters oder des sonstigen Sorgebe- 
rechtigten voraus. Grund für die strengere Regelung 
ist die Tragweite, die die Sterilisation für das wei- 
tere Leben des Betroffenen hat. 

Fehlt es an der Aufklärung, die sich auf die Nach- 
wirkungen der Sterilisation beziehen muß (Ab- 
satz 6), so ist die Einwilligung unwirksam und 
damit eine Voraussetzung für die Anwendbarkeit 
der Absätze 1 und 2 entfallen. Die Tat ist dann, wie 
erwähnt, als schwere Körperverletzung (§§ 225, 228 
StGB) strafbar. 

Absatz 7 stellt klar, daß unter § 226 b nur Behand- 
lungen fallen, die die Herbeiführung der dauernden 
Unfruchtbarkeit zum Zweck haben. § 226 b ist dem- 
nach nicht anwendbar, wenn die Herbeiführung der 
dauernden Zeugungs- oder Empfängnisunfähigkeit 
nur eine Nebenfolge eines Eingriffs ist, der andere 
Zwecke verfolgt. Keine Sterilisation im Sinne des 
§ 226 b ist z. B. die Entfernung eines erkrankten 
Organs, das die Gesundheit der Frau auch ohne 
Hinzutreten einer Schwangerschaft beeinträchtigt. 
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Zu § 226 c 

Absatz 1 soll verhindern, daß der Betroffene, soweit 
er noch nicht fünfundzwanzig Jahre alt ist, den Ent- 
schluß zur Sterilisation unüberlegt faßt. Nimmt der 
Arzt den Eingriff vor, ohne daß die nach Absatz 1 
erforderliche Bestätigung vorliegt, so macht er sich 
nach § 226 d strafbar, sofern nicht wegen Fehlens 
der in § 226 b bezeichneten Voraussetzungen die 
Vorschriften über die Körperverletzung anwendbar 
sind. Ein Nichtarzt, der eine Sterilisation vornimmt, 
ist in jedem Fall wegen Körperverletzung zu be- 
strafen. Einrichtung und Verfahren der in Absatz 1 
genannten Beraterstellen regelt das Landesrecht. 

Die Beratung durch die Beraterstelle (Absatz 1 Nr. 1) 
ist für den Arzt nicht bindend. Hat die Beraterstelle 
ihre Beratungs- und Aufklärungsaufgabe erfüllt, so 
erteilt sie die Bestätigung auch dann, wenn sie von 
der Sterilisation abgeraten hat. Die Sterilisation ist 
dann stets zulässig, wenn sie durch § 226 b Abs. 1, 
2 gedeckt ist. 

Die Vorschrift des Absatzes 2 macht in Fällen, in 
denen ein Einwilligungsunfähiger sterilisiert wird, 
die vom gesetzlichen Vertreter, Pfleger und Sorge- 
berechtigten zu erteilende Einwilligung von einer 
vormundschaftsgerichtlichen Genehmigung abhängig. 
Da die Entscheidung in solchen Fällen besonders 
schwierig, andererseits nicht eilbedürftig ist, emp- 
fiehlt sich diese gerichtliche Kontrolle. 

Zu § 226 d 

Die Vorschrift sieht die strafrechtliche Sanktion der 
in § 226 c vorgesehenen Regelung vor. Nach der 
Systematik des Entwurfs ist § 226 d keine lex spe- 
cialis im Verhältnis zu den Körperverletzungstat- 
beständen; denn die Beratung und Genehmigung 
nach § 226 c sind gemäß § 226 b keine Voraussetzun- 
gen für den Wegfall der Strafbarkeit wegen Körper- 
verletzung. Die Subsidiaritätsklausel des § 226 d be- 
zieht sich in erster Linie auf die Strafdrohungen 
wegen Körperverletzung. Sie kommen zur Anwen- 
dung, wenn der Arzt eine Sterilisation vorgenom- 
men hat, die nicht durch die Bestimmungen des 
§ 226 b gedeckt ist. 

Artikel 2 

Die im Entwurf vorgesehenen Entscheidungen des 
Vormundschaftsgerichts müssen dem Richter Vorbe- 


halten bleiben. Aus diesem Grund wird der Katalog 
der dem Richter vorbehaltenen Vormundschafts- 
sachen (§ 14 des Rechtspflegergesetzes) ergänzt. 


Artikels 

Artikel 4 hebt die durch den vorliegenden Entwurf 
überholten Rechtsvorschriften auf, soweit sie in den 
Teil III des Bundesgesetzblatts (Folgen 18 und 130) 
aufgenommen worden sind. (Bundesgesetzblatt III 
453-6, 453-6 c, 453-6-1). Das bayerische Gesetz Nr. 4 
über die Aufhebung des Gesetzes zur Verhütung 
erbkranken Nachwuchses vom 20. November 1946 
(Bundesgesetzbl. III 453-6 a), die hessische Verord- 
nung Über die vorläufige Außerkraftsetzung des 
Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchses 
vom 16. Mai 1946 (Bundesgesetzbl. III 453-6 b) und 
§ 1 Abs. 1 sowie die §§ 2 und 3 des württembergisch- 
badischen Gesetzes Nr. 34 über die Nichtanwendung 
des Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuch- 
ses vom 24. Juli 1946 (Bundesgesetzbl. III 453-6 c) 
sind in Artikel 4 nicht genannt worden, weil ihr 
Anwendungsbereich über die im vorliegenden Ent- 
wurf geregelten Sachgebiete hinausgeht. 


Artikel 4 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Artikel 5 

Die Regelungen des Entwurfs bedürfen der Ergän- 
zung durch das Landesrecht, soweit sie die Sterili- 
sation betreffen. 

Soweit die Regelungen den Schwarigerschaftsabbruch 
betreffen, können die Länder Ergänzungen vorneh- 
men, nämlich bezüglich einer etwaigen Ausgestal- 
tung der Beratungsform. 

Trotzdem kann das Inkrafttreten des verkündeten 
Bundesgesetzes nicht hinausgeschoben werden. Denn 
es wäre unangemessen, einer Frau den Schwanger- 
schaftsabbruch zu versagen, wenn dieser nur nach 
dem neuen, nicht aber auch nach dem alten Recht 
erlaubt ist. 
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